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Abkürzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BAG Bundesamt für Gesundheit
IV Invalidenversicherung
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt
ATSG Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts
UVG Bundesgesetz über die Unfallversicherung

AVS Assurance-vieillesse et survivants
OFAS Office fédéral des assurances sociales
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFSP Office fédéral de la santé publique
AI Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents
LPGA Loi fédérale sur la partie générale du droit des assurances sociales
LAA Loi fédérale sur l'assurance-accidents
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Mit einer gegen den Willen des Bundesrates mit 141 zu 1 Stimmen angenommenen
Motion beauftragte Nationalrat Raggenbass (cvp, TG) die Regierung, für einen
effizienteren Vollzug des Arbeits- und Unfallversicherungsgesetzes zu sorgen. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, soll die unmittelbare Umsetzung und Kontrolle des
Arbeitsgesetzes in den Betrieben ausschliesslich durch die kantonalen Inspektoren
erfolgen. Die regionalen Arbeitsinspektorate sollen zu Kompetenzzentren
umfunktioniert und die eidgenössischen nur noch als Oberaufsichtsinstanzen tätig sein.
Die Motion wurde auch vom Ständerat angenommen. 1

MOTION
DATUM: 07.12.2000
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Mit einer Motion wollte die SGK des Nationalrates erreichen, dass die gerichtlichen
Verfahren im Krankheits- und Invaliditätsfall gleich ausgestaltet werden. Der
Bundesrat zeigte Verständnis für das Anliegen, das eine Vereinheitlichung im
Sozialversicherungsrecht und damit Erleichterungen für die Versicherten anstrebe,
wollte aber keinen verbindlichen Auftrag entgegennehmen, da damit Teile des Privat-
dem Sozialversicherungsrecht unterstellt würden. Zudem müsste eine Neuregelung
nicht nur den Kranken- und Unfallversicherungsbereich, sondern auch die berufliche
Vorsorge umfassen, die wegen ihrer primär privatrechtlichen Ausgestaltung bewusst
von der Koordination durch den ATSG ausgenommen wurde. Um die Fragen vertiefter
zu prüfen, wurde der Vorstoss als Postulat überwiesen. Gänzlich abgelehnt wurde
hingegen eine Motion der SVP-Fraktion (Mo. 00.3538), die gleiche
Versicherungsleistungen für Krankheit und Unfall verlangte. Der Bundesrat machte
geltend, die beiden Versicherungszweige seien von Natur aus verschieden. Bei der
Einführung der an die Erwerbstätigkeit gekoppelten obligatorischen Unfallversicherung
habe es sich primär darum gehandelt, die Haftung des Arbeitgebers durch das
Versicherungsprinzip abzulösen; die unterschiedliche Entstehungsgeschichte
rechtfertige eine ungleiche Behandlung der Betroffenen. 2

MOTION
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Eine 1988 vom Ständerat überwiesene Motion Jelmini (cvp, TI), welche die
Beschwerderechte der Grenzgänger im Krankenversicherungsbereich an die
günstigeren Bedingungen bei der Unfallversicherung anpassen möchte, wurde vom
Nationalrat auf Antrag der vorberatenden Kommission diskussionslos überwiesen. 3

MOTION
DATUM: 18.09.1991
MARIANNE BENTELI

Unfallversicherung

Die Behandlung einer 1988 eingereichten Motion Eisenring zur Unterstellung der Suva
unter die Parlamentskontrolle wurde wegen der Opposition der Nationalräte
Allenspach (fdp, ZH) und Reimann (sp, BE) verschoben. Im Oktober wurde sie, da seit
zwei Jahren hängig, abgeschrieben. 4

MOTION
DATUM: 23.03.1990
MARIANNE BENTELI

In erster Linie aus Gründen der Arbeitssicherheit verlangte der Solothurner SP-
Nationalrat Leuenberger in einer ebenfalls von Allenspach bekämpften Motion ein
Unfallversicherungs-Obligatorium für Selbständigerwerbende. 5

MOTION
DATUM: 14.12.1990
MARIANNE BENTELI
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Seit Anfang des Berichtsjahres sind alle Arbeitslosen bei der SUVA gegen
Nichtbetriebsunfälle versichert; bisher erstreckte sich der Schutz lediglich auf jene
Arbeitslosen, die schon vorher versichert waren. Die Prämie - derzeit 3,1% - wird von
der Arbeitslosenentschädigung abgezogen. Eine Motion Brunner (sp, GE) im Ständerat
und eine analoge Motion Steinegger (fdp, UR) im Nationalrat (Mo. 96.3137), welche
beantragten, dass ein Teil dieser Prämie von der Arbeitslosenversicherung
übernommen werden soll, wurden auf Antrag des Bundesrates, der die Angelegenheit
noch vertieft prüfen möchte, nur als Postulat überwiesen. 6

MOTION
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Steinemann (fp, SG) für die Privatisierung der SUVA wurde vom Nationalrat
selbst in Postulatsform abgelehnt. In der Beratung meldeten sich neben dem Motionär
und Bundesrätin Dreifuss, die darauf hinwies, dass der Bundesrat bereits eine
Überprüfung der Effizienz der SUVA angeordnet habe, nur noch zwei Vertreter der FDP-
Fraktion zu Wort, allerdings mit diametral entgegengesetzten Auffassungen. Müller (ZH)
unterstützte die Privatisierung, Gysin (BL) wandte sich dagegen, da er befürchtete, ein
obligatorischer Versicherungsschutz wäre auf dem freien Markt zu einem vernünftigen
Preis nicht zu haben; zudem bestehe für den Bund hier auch kein Sparpotential, da die
SUVA keine Subventionen bezieht. 7

MOTION
DATUM: 18.09.1996
MARIANNE BENTELI

Gestützt auf die Ergebnisse einer vom EDI eingesetzten Arbeitsgruppe entschied der
Bundesrat, dass die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt Suva ihren Status als
selbständige öffentlich-rechtliche Institution mit einem ihr fest zugewiesenen
Tätigkeitsbereich (Teilmonopol) beibehalten soll. Ferner soll sie weiterhin das
hauptsächliche Durchführungsorgan zur Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten
(Arbeitssicherheit) mit hoheitlicher Funktion bleiben. Neu soll die Suva nach Schaffung
der erforderlichen Rechtsgrundlagen in ihren Kernkompetenzen zusätzliche Aufgaben
und neue Aktivitäten übernehmen können. Eine Motion der SVP-Fraktion für eine
Aufhebung des Suva-Monopols sowie eine Motion Borer (svp, SO) (Mo. 00.3368), die für
die Selbständigerwerbenden eine freiwillige Versicherung ausserhalb der Suva
verlangten, wurden mit dem Einverständnis der Urheber lediglich als Postulat
überwiesen. 8

MOTION
DATUM: 06.06.2002
MARIANNE BENTELI

Die Rekurskommission für die Unfallversicherung hatte aufgrund unklarer gesetzlicher
Bestimmungen die Erhebung einer Minimalprämie durch die Unfallversicherer in Frage
gestellt, obgleich unbestritten ist, dass damit auf einfache Art und Weise eine
gerechtere Verteilung der Risiko- und Administrativkosten erreicht werden kann als mit
nach Lohnsumme abgestuften Prämien. Dieser Umstand bewog Nationalrat Gutzwiller
(fdp, ZH), mit einer im Einverständnis mit dem Bundesrat überwiesenen Motion eine
entsprechende Gesetzesänderung zu verlangen, welche die nötige rechtliche Grundlage
für die Erhebung von Minimalprämien schafft. Mit einer ebenfalls angenommenen
Motion forderte er, die Abhängigkeit des Prämienzuschlags für Verwaltungskosten der
Versicherer von demjenigen der Suva sei aufzuheben (Mo. 02.3370). 9

MOTION
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) den Bundesrat beauftragen, zur
Förderung von mehr Wettbewerb eine Änderung des Unfallversicherungsgesetzes in
dem Sinn vorzulegen, dass den Betrieben die freie Wahl des Versicherers (SUVA,
Branchenversicherung, private Versicherungsgesellschaft) gewährt wird. Der Bundesrat
vertrat einerseits die Ansicht, dass die SUVA ihr Teilmonopol behalten soll, und verwies
andererseits auf bereits laufende Diskussionen über die Organisationsstruktur der
SUVA. Auf seinen Antrag wurde die Motion nur als Postulat angenommen. 10

MOTION
DATUM: 19.12.2003
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates nahm der Ständerat, wenn auch nur knapp, eine
Motion Jenny (svp, GL) an, die den Bundesrat auffordert, das Bundesgesetz über die
Unfallversicherung (UVG) so abzuändern, dass der bisher lebenslange Anspruch auf
UVG-lnvalidenrenten mit dem Erreichen des AHV-Alters endet und durch eine UVG-
Altersrente ersetzt wird. Die neue Rente soll die Differenz zur ohne Unfall erzielten
AHV- und BVG-Rente (obligatorischer Teil) decken. Jenny machte geltend, die
lebenslange Ausrichtung von UVG-Renten, die (anders als die AHV- und BVG-Renten)
jährlich automatisch der Teuerung angepasst werden, führe zu einer Bevorzugung der
UVG-Rentner und belaste Arbeitgeber und -nehmer durch höhere Prämien. Der

MOTION
DATUM: 17.03.2004
MARIANNE BENTELI
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Bundesrat hatte sich die Möglichkeit offen lassen wollen, eine differenziertere Regelung
in der ohnehin geplanten UVG-Revision vorzusehen. 11

Im Vorjahr hatte der Ständerat gegen den Antrag des Bundesrates knapp eine Motion
Jenny (svp, GL) unterstützt, welche verlangte, dass der bisher lebenslange Anspruch auf
eine UVG-Invalidenrente mit dem Erreichen des AHV-Rentenalters durch eine AHV-
Rente ersetzt wird. Damit sollte sichergestellt werden, dass UVG-Rentner (wegen des im
UVG geltenden automatischen Teuerungsausgleichs) im Alter nicht besser gestellt sind
als nicht verunfallte AHV-Bezüger. Vergebens hatte der Bundesrat geltend gemacht, er
möchte diese Frage in der anstehenden UVG-Revision vertiefter angehen, um nicht
neue Benachteiligungen zu schaffen oder das geltende Koordinationsrecht in Frage zu
stellen. Der Nationalrat zeigte sich der Argumentation des Bundesrates zugänglicher
und lehnte die Motion, ab, nahm dafür aber eine Motion seiner Kommission an, welche
die Regierung beauftragt, die offenen Fragen abzuklären. Dieser Vorstoss wurde im
Einverständnis mit dem Bundesrat auch vom Ständerat verabschiedet. 12

MOTION
DATUM: 03.03.2005
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos und im Einverständnis mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat eine
Motion Hochreutener (cvp, BE) an, welche die gesetzliche Verankerung des Fonds der
privaten Unfallversicherer zur Finanzierung des Teuerungsausgleichs verlangt. Der 1984
errichtete Fonds hat den Zweck zu verhindern, dass die gesamten Zinsüberschüsse in
die allgemeinen Mittel der Versicherungsgesellschaften fliessen. Ohne gesetzliche
Grundlage ist diese Praxis aber nicht gesichert und vom Wohlwollen der
Aufsichtsorgane (ehedem BSV, neu BAG) abhängig. 13

MOTION
DATUM: 07.10.2005
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Bortoluzzi (svp, ZH) forderte eine Einschränkung der Kognition im UVG-
Verfahren. Im Bereich der Unfallversicherung können, wie bis vor wenigen Jahren auch
in der IV, zwei Gerichte mit voller Kognition über einen Fall urteilen. Damit geniessen
Kunden eines UVG-Verfahrens einen stark verbesserten Verfahrensschutz gegenüber
anderen Rechtsverfahren. Der Motionär wollte die Verfahren straffen und Fehlanreize
zur Verfahrensverzögerung verhindern. Um dies zu erreichen sollte eine Kostenpflicht
für UVG-Verfahren auf Bundesebene eingeführt werden. Der Bundesrat sprach sich für
den ersten Teil der Motion aus und wollte die Prüfungsbefugnis des Bundesgerichtes
für alle Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten, unter Einschluss der
Sozialversicherung, vereinheitlichen. Dies sollte im Rahmen der Revision des
Unfallversicherungsgesetzes erfolgen. Den zweiten Punkt der Motion (Gerichtsgebühren
einführen) sah er bereits erfüllt. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion.
Diese wurde aber im Nationalrat von Goll (sp, ZH) und Rossini (sp, VS) bekämpft und ihre
Behandlung verschoben. 14

MOTION
DATUM: 20.03.2008
LINDA ROHRER

Der Ständerat nahm sich in der Frühjahrssession 2014 einer Motion Darbellay (cvp, VS)
an, der der Nationalrat im Vorjahr zugestimmt hatte. Der Vorstoss verlangt, eine
Rechtslücke in der Unfallversicherung dahingehend zu schliessen, dass Erwerbstätigen
auch bei Arbeitsunfähigkeit, welche sich aufgrund der Spätfolgen eines in der Jugend
erlittenen Unfalls ergibt, ein Taggeld aus der obligatorischen Unfallversicherung
ausbezahlt wird. Im Ständerat schlug die Kommissionsmehrheit eine Modifikation der
Motion vor, wonach der Bundesrat das Problem auch durch die Änderung anderer
einschlägiger Bestimmungen als des UVG lösen könne. Gegen die bereits im Erstrat
geäusserten Bedenken des Bundesrates brachte der Kommissionssprecher vor, das
Nachweisen eines Kausalzusammenhangs zwischen Unfall und Spätfolgen sei generell
schwierig, und dies nicht nur bei in der Jugend erlittenen Unfällen. Damit könne dieses
Argument nicht gelten. Das Abschliessen einer freiwilligen Taggeldversicherung sei
gerade bei Vorbelastung durch einen Unfall oft nicht möglich, da die Versicherer
Vorbehalte anbrächten. Eine Minderheit Kuprecht (svp, SZ) beantragte die Ablehnung
der Motion. Die Ausdehnung der Leistungspflicht auf Personen, die zur Zeit des Unfalls
noch nicht zum Versichertenkreis gehörten, laufe dem aktuellen Versicherungssystem
zuwider und rücke die Unfallversicherung in die Nähe einer Volksversicherung. Die
Systemänderung wäre schwierig und kostspielig, ebenso der Nachweis eines
Zusammenhangs zwischen Unfall und Beschwerden, was zu zahlreichen
Gerichtsverhandlungen führen würde, so die Befürchtung der Gegner. 20
Ratsmitglieder folgten dem Mehrheitsvotum, zehn lehnten die Motion ab, zwei
enthielten sich ihrer Stimme. In der Sommersession stimmte der Nationalrat der

MOTION
DATUM: 19.03.2014
FLAVIA CARONI
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vorgenommenen Formulierungsänderung mit 102 zu 80 Stimmen zu und überwies damit
die Motion. 15

In der Frühjahrssession 2019 entschied sich der Nationalrat, die Motion Darbellay (cvp,
VS) für eine Übernahme der Kosten von Rückfällen nach Unfällen aus der Jugend
durch die Unfallversicherung nicht abzuschreiben. Im Rahmen des
Bundesratsgeschäfts 18.037 hatten der Bundesrat und die SGK-NR die Abschreibung
empfohlen, weil eine solche Übernahme neue Ungerechtigkeiten schaffen würde und
im UVG systemfremd sei. 16

MOTION
DATUM: 19.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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